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Hier:  Pressekurzfassung des Beitrags von Prof. Dr. Dieter Kirschke, Humboldt-Universität zu 

Berlin 
 

Auf die Agrarpolitik in der Europäischen Union kommen wesentliche Herausforderungen zu. 
Zentrale Zukunftsaufgaben sind die Sicherung der Welternährung und die Qualität und Sicherheit 
von Lebensmitteln und Rohstoffen, die weitere Integration des EU-Agrar- und Ernährungssektors 
in den internationalen Wettbewerb und der Umgang mit Risiken sowie der mögliche Einbezug der 
Landwirtschaft in den Klimaschutz, die Erhaltung der biologischen Vielfalt und die Entwicklung 
ländlicher Räume. Die Bewältigung dieser Zukunftsaufgaben erfordert eine konsequente und 
zielgerichtete Politikgestaltung. Der Wissenschaftliche Beirat für Agrarpolitik beim BMELV führt 
aus, dass die derzeitige EU-Agrarpolitik und insbesondere die Direktzahlungen den künftigen 
Herausforderungen nicht oder nur unzureichend gerecht werden. Das Instrument der 
Direktzahlungen ist in die EU-Agrarpolitik eingeführt worden, um die Anpassung der Landwirtschaft 
an die Liberalisierung der Agrarmärkte zu erleichtern. Es ist ein Instrument des Übergangs, und 
dieser Übergangs- und Anpassungsprozess ist auch heute noch zu gestalten, insbesondere in 
Bezug auf den Milch-, Rindfleisch- und Zuckersektor. In einer EU-Agrarpolitik der Zukunft aber 
haben Direktzahlungen keinen Platz mehr, sie sind ein Auslaufmodell.  

Wie sind vor diesem Hintergrund die bekannt gewordenen Vorstellungen der EU-Kommission zur 
Zukunft der EU-Agrarpolitik zu werten? Die Vorschläge bieten zunächst zahlreiche allgemeine 
Aussagen, die sicherlich nicht spektakulär, aber auch nicht verkehrt sind.  Natürlich geht es 
wiederum um eine strategische Entscheidung für die langfristige Entwicklung des Agrar- und 
Ernährungssektors, Ziele und Zukunftsaufgaben werden im Wesentlichen formuliert, und zur 
Umsetzung wird eine starke Gemeinschaftspolitik und eine entsprechende Finanzausstattung 
angemahnt. Wer wollte da widersprechen? Dann aber wird die Kommission sehr konkret, wenn es 
um die Bekräftigung und Fortsetzung der derzeitigen Architektur der EU-Agrarpolitik geht. Die 
Zwei-Säulen-Struktur wird bekräftigt, ohne die Zweckmäßigkeit zu reflektieren. Die Idee einer 
gerechten Verteilung der Direktzahlungen spielt eine besondere Rolle. Vorstellungen wie ein 
Grundeinkommen, die Angleichung zwischen alten und neuen Mitgliedsländern, die Kappung von 
Zahlungen für größere Betriebe und Mindestzahlungen für kleinere Betriebe werden genannt. Es 
stellt sich die Frage nach den Grundlagen und Begründungen für solche Ideen. Und es erstaunt, 



Agrarsoziale Gesellschaft e. V. - 2 - 
 

mit welcher Leichtigkeit die Kommission selbst die Verteilungsdebatte in den Mittelpunkt zur 
Zukunft der EU-Agrarpolitik stellt, wo doch Einkommens- und Sozialpolitik eigentlich nicht zum 
Mandat der Kommission gehören und die Idee einer sektorspezifischen Einkommenspolitik schon 
lange abgehakt schien. Im Kontrast zu ihrer konkreten einkommenspolitischen Argumentationslinie  
bleibt die Kommission sehr vage oder äußert sich gar nicht zu den angesprochenen 
Zukunftsfragen. Wie diese angegangen oder auch nur angedacht werden können, bleibt offen. Und 
es fehlen Hinweise darauf, wie die Kommission  die künftige Agrarpolitik im Kontext übergreifender 
Politikfelder wie zum Beispiel der Bioenergiepolitik sieht. Das ist bedauerlich. 

Natürlich kann man der Kommission attestieren, dass sie mit dem Papier wesentliche und 
gegensätzliche Interessen und Vorstellungen im Europäischen Kontext aufgreift, zwischen dem 
„handelsorientierten Norden“, dem „interventionsorientierten“ Süden und dem 
„verteilungsorientierten Osten“. Vielleicht zeichnet sich praktisch sogar ein Kompromiss ab, aber 
reicht das für eine Zukunft der EU-Agrarpolitik? Natürlich geht es in der aktuellen Debatte 
wesentlich um Besitzstandwahrung und die Legitimationssuche für Direktzahlungen. Aber ist das 
überzeugend? Direktzahlungen tragen noch wesentlich zum Einkommen in der Landwirtschaft bei; 
aber sie sind verteilungspolitisch ungezielt und nicht am Bedarf orientiert, und sie werden in Pacht- 
und Bodenpreise überwälzt.  Zum Ausgleich höherer Kosten aufgrund höherer Standards sind 
Direktzahlungen von 300€/ha ebenso wenig zielgerichtet und schlicht überdimensioniert. Auch aus 
umweltpolitischer Sicht  ist eine allgemeine Flächenprämie sicherlich nicht der Weisheit letzter 
Schluss; die 2. Säule, wenngleich  verbesserungsbedürftig, weist den Weg.  Schließlich: Volatile 
Agrarmärkte machen Risikovorsorge und Risikomanagement zu einer  wichtigen Zukunftsaufgabe, 
aber Direktzahlungen wirken auch in diesem Fall ungezielt und werden der Landwirtschaft diese 
unternehmerische Aufgabe nicht dauerhaft abnehmen können. 

Wenn sich die Debatte um die Weiterentwicklung der EU-Agrarpolitik zu einem 
verteilungspolitischen Kuhhandel  zu entwickeln droht, so muss man diesen europäischen 
Kuhhandel als solchen benennen und kritisieren. Auf der Strecke bliebe eine wirklich an den 
Zukunftsaufgaben ausgerichtete Agrarpolitik, die längerfristig gesellschaftlich glaubhaft und 
tragfähig ist. Ein „weiter so“ ist gefährlich: Es droht die Marginalisierung der Agrarpolitik und die 
Übernahme durch andere Politikbereiche, und es besteht die Gefahr, dass die Ausgaben für diese 
Politik willkürlich gekürzt werden, ohne dass die künftigen Herausforderungen angegangen 
werden. Die Diskussion um die Finanzvorgaben für die künftige Agrarpolitik belegt, dass diese 
Perspektive nicht unwahrscheinlich ist. Es  wäre die schlechteste Perspektive für den Agrarsektor 
und die Agrarpolitik. 

 

 


